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Das Dlalt erſcheint nach + + 5 gu beziehen durch alle poſt 
Bedarf; im allgemeinen — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des. Blattes 
Preife von jährlich M. 16. 7 

der 


Berlin WS. Mauerftr. 43/44. 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Ar. 5. Berlin, Dienstag, den 16. Mürz 1920. 20. Jahrgang. 


Inhalt: 
J. Perſonliche Angelegenheiten: S. 59. 
IT. Allgemeine Werwaliungsangelegenheiten: Tarifvertrag für die Lohnangeſtellten niederer Ordnung 
(Lohnempfänger) S. 59. 
III. Handels angelegenheiten: 1. Handels verkehr: Verkehr mit Tabak S. 65. — 2. Schiffahrts⸗ 
angelegenheiten: Elbſchifſer S. 65. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Herſtellung, Aufbewahrung und Ver⸗ 
wendung von Azetylen S. 65. — 2. Reichs verſicherungsordnung: Verſicherungspflicht der in der 
Landwirtſchaft der Eltern beſchäftigten Söhne S. 66. ß 

V. Gewerbliche Unterricjtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Ausbildung von 


Gewerbelehrerinnen S. 67. — 2. Fachſchulen: Studienausflüge an Fachſchulen S. 69. Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kuratorien der Fachſchulen S. 69. 


VI. Nichtamtliches: Büch erſchau S. 70. 


5 I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr.-Ing. Kremer Breslau verſetzt worden. Ihm iſt die Stelle 
in Cöln iſt zum 1. März d. Is. nach Berlin des gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters bei der 
verſetzt und mit der Verwaltung der Hilfs⸗ Regierung in Breslau verliehen worden. 
arbeiterſtelle bei der Gewerbeinſpektion Der Gewerbeinſpektor Ritter in Breslau 
Berlin SW. beauftragt worden. iſt zum 1. April d. Is. nach Gummersbach 

Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Draeger in verſetzt und mit der Verwaltung der dortigen 
Berlin⸗Schöneberg iſt vom 1. März d. Is. Gewerbeinſpekton beauftragt worden. 


an mit der Verwaltung der Hilfsarbeiter⸗ Der Gewerbeaſſeſſor Möbius in Mül⸗ 


ſtelle bei der Gewerbeinſpektion Teltow⸗Oſt heim a. d. Ruhr iſt zum 1. April d. Is. nach 
in Berlin beauftragt worden. M. Gladbach verſetzt und mit der Verwaltung 


Der Gewerbeinſpektor Kramer in der dortigen Gewerbeinſpektion beauftragt 
Gummersbach iſt zum 1. April d. Is. nach worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Tarifvertrag für die Lohnangeſtellten niederer Ordnung (Lohnempfänger). 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 2. März 1920. 

Ich überſende den Manteltarifvertrag vom 7. November v. J. zur Beachtung. — 
Für die Behörden in Groß Berlin iſt noch ein Abdruck des Lohntarifs für die Lohn⸗ 
empfänger in Groß Berlin (Ergänzungsabkommen zum Manteltarifvertrag) beigefügt; zu 
Groß Berlin gehören die Stadtkreiſe Berlin, Charlottenburg, Berlin⸗Schöneberg, Neukölln, 
Berlin⸗Wilmersdorf, Berlin⸗Lichtenberg und Spandau, ſowie die Landkreiſe Teltow und 
Niederbarnim, nicht aber Potsdam. 

Wegen der an die Lohnempfänger bei den Verwaltungsbehörden außerhalb Groß 
Berlins zu zahlenden Löhne ergeht beſondere Verfügung. n 


Anlage A, 
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Die geſetzlichen Befugniſſe der Arbeiterausſchüſſe ſowie die Begriffsbeſtimmung „Hand⸗ 
werker“ werden demnächſt noch durch einen beſonderen Erlaß erläutert werden. 

Den in meier Verwaltung beſchäftigten Lohnempfängern iſt von dieſer Verfügung 
und dem Manteltarifvertrag Kenntnis zu geben. 


Im Auftrage. 
ZB. I 858. v. Meyeren. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich Porzellan⸗ 
manufaktur). 


Anlage A. 


Manteltariſpertrag zwiſchen der Reichsregierung und der preußiſchen Staatsregierung 
und dem Verbande der Gemeinde und Staatsarbeiter, dem deutſchen Transport. 
arbeiter-Verbande, dem Verbande der Gärtner und Gärtnereiarbeiter. 


§ 1. Geltungsbereich. 

Der nachſtehende Tarifvertrag erſtreckt ſich auf alle Arbeiter oder ſonſt in einem 
Arbeiter⸗ oder Unterbeamten: ähnlichen Verhältnis ſtehenden Lohnempfänger bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden des Reiches und Preußens. Zu den Verwaltungsbehörden in dieſem 
Sinne gehören auch die Zentralbehörden der Betriebsverwaltungen. 

Die Lohnempfänger bei den Betriebsverwaltungen fallen nicht unter dieſen Vertrag. 


§ 2. Arbeitszeit. 

Das Höchſtmaß der täglichen Arbeitszeit beträgt, vorbehaltlich der Beſtimmungen im 
§ 11, acht Stunden. Bei durchgehender Arbeitszeit find angemeſſene Erfriſchungspauſen zu 
gewähren. Dieſe Pauſen werden von der Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Arbeiterausſchuß feſtgeſetzt. Die Einführung der zuſammenhängenden Arbeitszeit und von 
Wechſelſchichten regelt die Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit dem Arbeiterausſchuß. 

An den Vorabenden des Dfter-, Pfingſt⸗, Weihnachts⸗ und Neujahrsfeſtes wird mit 
der Arbeit, falls nicht bereits in den einzelnen Verwaltungen ein früherer Arbeitsſchluß 
erfolgt, mindeſtens zwei Stunden früher geſchloſſen, ohne daß eine Lohnkürzung ſtattfindet. 


§ 3. Lohnſätze. 

Die Lohnſätze unterliegen beſonderer Vereinbarung für die einzelnen Orte. Für 
Lohnempfänger, welche bereits vor ihrer Einſtellung infolge Invalidität oder Unfall in 
ihrer Erwerbsfähigkeit erheblich beſchränkt ſind, wird der Lohn im Einzelfalle von der 
Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit dem Arbeiterausſchuß feſtgelegt. Der Lohn muß 
einſchließlich Rente mindeſtens die Höhe des Durchſchnittslohns eines Arbeiters der gleichen 
Arbeitsgruppe, innerhalb deren er beſchäftigt wird, erreichen. Renten bis zu 10 % Er⸗ 
werbsunfähigkeit werden nicht in Anrechnung gebracht. Bei Entlohnung von Kriegs- 
beſchädigten ſind außerdem die hierfür geltenden Beſtimmungen zu berückſichtigen. 


§ 4. Lo hnuzuſchläge. 

Für Überſtunden über die regelmäßige (planmäßige) Arbeitszeit hinaus wird außer 
dem nach dem Lohntarif ſich ergebenden Stundenverdienſt in der Zeit von 6 Uhr früh bis 
10 Uhr abends ein Zuſchlag von 25 %, von 10 Uhr abends bis 6 Uhr früh ſowie Sonn⸗ 
und Feiertags ein ſolcher von 50 % gezahlt. 

Angefangene halbe Stunden werden als volle halbe Lohnſtunden nebſt entſprechendem 
Überſtundenzuſchlag berechnet. 

Außerplanmäßig iſt jede Arbeit, die über 48 Stunden in der Woche hinausgeht. 


85. Einreihung der Lohnempfänger in die einzelnen Gruppen. 

Die Einreihung der Lohnempfänger der einzelnen Verwaltungen in die im Lohntarif 
bezeichneten Gruppen erfolgt durch die Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Arbeiterausſchuß. In der gleichen Weiſe werden durch die Eigenart der Arbeit notwendige 
Zuſchläge beſonders feſtgeſetzt, vorbehaltlich der erforderlichen Zuſtimmung der oberſten 
Verwaltungsbehörden. 
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86. Arbeitsgruppen. 
Als Handwerker find diejenigen Arbeiter grauichen, die eine Lehrzeit von mindeſtens 
3 Jahren durchgemacht haben, im Beſitz eines Lehrzeugniſſes ſind und ihrer fachlichen 
Ausbildung entſprechend beſchäftigt werden. 
Unter angelernten Arbeitern find die Arbeiter zu verſtehen, die zur Ausübung ihrer 
Berufstätigkeit einer gewiſſen fachlichen Ausbildung bedürfen. 


87. Sachbezüge. 
Bei denjenigen Arbeitern, welche Sachbezüge erhalten (freie Wohnung, freie Be⸗ 
köſtigung, freie Dienſtkleidung), vermindern ſich die Lohnſätze um den Wert der Sachbezüge. 


§ 8. Laufzeit. 
Wird es notwendig, daß Arbeit vorübergehend an einer anderen Stelle als der 
normalen Arbeitsſtätte zu leiſten iſt, ſo wird der Mehraufwand an Zeit für den weiteren 
Weg als Arbeitszeit bezahlt. 


§ 9. Arbeitsunterbrechungen. 
Findet aus Gründen, welche außerhalb der Perſon des Beſchäftigten liegen, eine 
vorübergehende Unterbrechung oder ſonſtige Einſchränkung der Arbeit ſtatt, ſo regelt ſich 
die Weiterzahlung des Lohnes in dieſen Fällen nach den geſetzlichen Beſtimmungen. 


8 10. Fernbleiben von der Arbeit. 

Ein Fernbleiben von der Arbeit iſt nur nach vorheriger Erlaubnis geſtattet. Kann 
dieſe nicht rechtzeitig eingeholt werden, z. B. bei plötzlicher Erkrankung des Lohnempfängers 
oder bei einem Ereignis in der Familie, das ihn perſönlich in Anſpruch nimmt (Ent⸗ 
bindung, ſchwere Krankheit, Todesfall uſw.), ſo iſt die Beſchäftigungsbehörde ſofort zu 
benachrichtigen. 

8 11. Überzeitarbeit. 

Bei außerordentlichem und dringendem Bedürfnis ift jeder Lohnempfänger verpflichtet, 
auch über die feſtgeſetzte Arbeitszeit hinaus zu arbeiten im übrigen iſt Überzeitarbeit ſoweit 
als möglich zu vermeiden. Iſt ſie unumgänglich nötig, ſo ſoll das geſamte in Betracht 
kommende Perſonal dazu nach Möglichkeit abwechſelnd herangezogen werden. Letzteres 


gilt auch für Wachen und ähnliche Arbeiten. 


Bei Überzeitarbeit von zwei bis drei Stunden am Tage iſt eine viertelſtündige und 
darüber hinaus eine halbſtündige Pauſe zu gewähren. Lohnabzug iſt für dieſe Pauſen 
nicht zuläſſig. ! 
f 8 12. Lohnzahlung für Wochenfeiertage. 

An landesgeſetzlichen ſowie behördlicherſeits angeordneten un die Woche fallenden 
Feiertagen wird der Lohn fortgezahlt. Für jede an dieſen Tagen geleiſtete Arbeitsſtunde 
iſt außerdem der volle Stundenlohn zu zahlen. Eine Zahlung des Stundenlohns erfolgt 
jedoch nicht, ſoweit an ſolchen Feiertagen regelmäßig Dienſt geleiſtet wird. 


§ 13. Lohnauszahlung. 

Die Auszahlung der Lohnes erfolgt wöchentlich oder monatlich. Dem monatlich 
gelöhnten Perſonal wird auf Wunſch des Arbeiterausſchuſſes der Lohn in zwei Raten am 
1. und 15. jeden Monats gezahlt. Fällt der Zahltag auf einen Feiertag, ſo erfolgt die 
Lohnzahlung am vorhergehenden Arbeitstag. Jedem Beſchäftigten iſt auf Wunſch des 
Arbeiterausſchuſſes bei der Lohnzahlung eine Lohnaufrechnung zur Einſichtnahme vor⸗ 
zulegen oder auszuhändigen. In dieſer müſſen die Einzelbeiträge für Lohn, Überſtunden, 
Nacht- und Sonntagsarbeit, die Abzüge für Verſicherungsbeiträge, Koſt, Logis und Sach⸗ 
bezüge beſonders aufgeführt werden. 


8 14. Vorübergehende Verhinderung des Lohnempfängers; Krankheit. 

Der Anſpruch auf Fortzahlung des Lohnes bei vorübergehender Verhinderung aus 
einem in der Perſon des Beſchäftigten liegenden Grunde regelt ſich, ſoweit im Vertrage 
nicht etwas anderes vorgeſehen iſt, nach § 616 des BGB. Den Lohnempfängern, welche 
mindeſtens drei Monate beſchäftigt ſind, wird bis zur geſetzlichen Regelung dieſer Frage 
im Falle einer durch Unfall oder Krankheit verurſachten Erwerbsunfähigkeit der Lohn 
unter Abzug der reichsgeſetzlichen Leiſtungen weitergezahlt, und zwar nach einer Dienſtzeit 
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von 3 Monaten bis zur Dauer von 2 Wochen, nach einer Dienſtzeit von 6 Monaten bis 
zur Dauer von 4 Wochen, nach einer Dienſtzeit von mehr als einem Jahre bis zur Dauer 
von 6 Wochen. 

Die Anrechnung des Krankengeldes erfolgt ſtets in voller Höhe, ohne Rückſicht 
darauf, ob Krankenhauspflege gewährt, ob der Krankengeldanſpruch übertragen, gepfändet, 
aufgerechnet oder ob auf Krankengeld verzichtet wird. 


$ 15. Urlaub. 


Sämtliche Lohnempfänger erhalten, ſoweit es die dienſtlichen Verhältniſſe geſtatten, 
nach Zurücklegung eines Dienſtjahrs einen Urlaub, welcher beträgt nach 1 Jahre 6 Werk⸗ 
tage, nach 2 Jahren 10 Werktage, nach 5 Jahren 12 Werktage, nach 10 Jahren 18 Werktage, 
nach 15 Jahren 21 Werktage. Lohnempfängern unter 18 Jahren kann nach einjähriger 
Beſchäftigungsdauer Urlaub nach billigem Ermeſſen der Beſchäftigungsbehörde gewährt 
werden; der Urlaub ſoll mindeſtens 6 Tage betragen. 

Kriegsteilnehmern, die zur Zeit ihrer Einberufung zum Heeresdienſt im Reichs- oder 
Staatsdienſte tätig waren und unmittelbar nach ihrer Entlaſſung aus dem Heeres dienſte 
wieder im Reichs- oder Staats dienſte Beſchäftigung gefunden haben, iſt bei der Feſtſtellung 
der Dienſtzeit der Heeresdienſt voll in Anrechnung zu bringen. Kriegsteilnehmern, die 
zur Zeit ihrer Einberufung nicht im Reichs- oder Staatsdienſte tätig waren, aber unmittelbar 
nach ihrer Entlaſſung aus dem Heeresdienſt im Reichs- oder Staatsdieuſte Beſchäftigung 
gefunden haben, iſt die Kriegsdienſtzeit bis zur Höchſtgrenze von 2 Jahren, Schwer⸗ 
beſchädigten voll anzurechnen. Zivilinternierte ſind den Kriegsteilnehmern gleichgeſtellt. 

Desgleichen iſt die vorher in anderen ſtaatlichen Verwaltungen geleiſtete ununter⸗ 
brochene Dienſtzeit anzurechnen. 

Lohnempfänger, die während des Urlaubs anderweitig gegen Entgelt arbeiten, gehen 
hierdurch des Anſpruchs auf Lohn während der Urlaubszeit verluſtig. 


§ 16. Lohnfortgewährung. 

Für eine durch öffentliche Wahlen (auch Arbeiterausſchuß⸗ oder Krankenkaſſen⸗ 
wahlen uſw.) oder durch Erfüllung ſtaatsbürgerlicher Pflichten veranlaßte Unterbrechung 
der Arbeit findet ein Lohnabzug nicht ſtatt; auf den Lohn für dieſe Zeit wird jedoch eine 
dem Lohnempfänger etwa anderweit für die Zeitverſäumnis gewährte Entſchädigung 
angerechnet. Bei Behinderung anderer Art, namentlich durch dringende perſönliche Ange⸗ 


legenheiten (3. B. Geburts- oder Todesfälle in der Familie, Erkrankung von Angehörigen, 


Umzug uſw.) entſcheidet der Vorſtand der Beſchäftigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Arbeiterausſchuß, ob der Lohn für die Dauer der notwendigen Abweſenheit weiterzuzahlen iſt. 


§ 17. Einreihung in die Lohnſtufen. b 

Bei der Einreihung in die Lohuſtufen iſt im Falle freiwilligen Ausſcheidens des 
Lohnempfängers die Beſchäftigungszeit bei anderen Reichs- oder Staatsbehörden in voller 
Höhe anzurechnen, ſofern der Übertritt von der einen zur anderen Behörde unmittelbar 
oder binnen Monatsfriſt erfolgt. 

Erfolgte die Entlaſſung des Lohnempfängers wegen Krankheit oder aus Gründen, 
welche außerhalb der Perſon des Beſchäftigten liegen, ſo iſt die vorher geleiſtete Dienſtzeit 
in Anrechnung zu bringen, wenn binnen Jahresfriſt die Wiedereinſtellung erfolgt, es ſei 
denn, daß der Lohnempfänger es freiwillig unterlaſſen hat, eine angemeſſene Beſchäftigung 
bei einer Reichs- oder Staatsbehörde anzutreten. 3 

Für die Anrechnung der Heeresdienſtzeit gilt § 15 Abſatz 2 entſprechend. Jedoch tritt 
die Anrechnung nur ein, wenn der Lohnempfänger beim Eintritt in das Heer ſchon bei 
einer Reichs⸗ oder Staatsbehörde tätig war und unmittelbar nach ſeiner Entlaſſung aus 
dem Heere wieder bei einer Reichs⸗ oder Staatsbehörde Beſchäftigung genommen hat. 
Dieſe Einſchränkung gilt jedoch nicht für Kriegsteilnehmer, die vor ihrer Entlaſſung aus 
dem Heeres dienſt in derſelben Beſchäftigung bei einer Reichs- oder Staatsbehörde tätig waren. 


8 18. Auflöſung des Dienſtverhältniſſes. 

Das Arbeitsverhältnis kann während der erſten vier Wochen beiderſeitig ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt gelöſt werden. Von da an beträgt die Kündigungsfriſt 
vierzehn Tage. Für Lohnempfänger, die ausdrücklich nur zu vorübergehendem Zweck ein⸗ 
geſtellt werden, dürfen kürzere Kündigungsfriſten vereinbart werden. Nach einer Be⸗ 
ſchäftigungsdauer von zwei Monaten tritt jedoch die vierzehntägige Kündigungsfriſt ein. 
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Iſt mit der Stellung eine Dienſtwohnung verbunden, ſo beträgt die Kündigungsfriſt 
einen Monat. 
Die geſetzliche Befugnis zur ſofortigen Aufhebung des Vertrags wegen eines wichtigen 
Grundes bleibt unberührt. 


8 19. Arbeitsordnungen und Ausführungsbeſtimmungen. 


Arbeitsordnungen und Ausführungsbeſtimmungen zum gegenwärtigen Tarifvertrage 
dürfen mit dieſem nicht in Widerſpruch ſtehen. Arbeitsordnungen werden von den zuſtändigen 
Behörden im Benehmen mit dem Arbeiterausſchuß feſtgeſetzt. 


§ 20. Arbeiterausſchüſſe. 


Zur Vertretung der Intereſſen der Lohnempfänger und zur Unterſtützung der Ver⸗ 
waltung bei Regelung des Arbeitsverhältniſſes und der Durchführung der Arbeitsordnung 
werden Arbeiterausſchüſſe nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen gewählt. Die Mit⸗ 
wirkung der Arbeiterausſchüſſe richtet ſich nach den geſetzlichen Beſtimmungen. 


§ 21. Zentralausſchuß. 


Die Arbeiterausſchüſſe in den einzelnen Verwaltungen können aus ihrer Mitte heraus 
einen Zentralausſchuß bilden, der allgemeine Fragen der Lohnempfänger, ſoweit ſie dem 
zuſtändigen Miniſterium unterſtehen, zu behandeln hat. 


Die Zuſammenſetzung dieſes Zentralausſchuſſes unterliegt der Vereinbarung zwiſchen 


dem Miniſterium und den Arbeiterausſchüſſen. 


8 22. Arbeits vermittlung. 

Zur Überführung von freiwerdenden Arbeitskräften aus einer Verwaltung in die 
andere ſind von den Verwaltungen an Orten, wo ein Bedürfnis dafür beſteht, paritätiſch 
geleitete ſtaatliche Stellen zu errichten. 

Im übrigen werden die Beſchäftigungsbehörden die Arbeitskräfte tunlichſt durch Ver⸗ 
mittlung der örtlichen paritätiſch geleiteten Arbeitsnachweiſe beziehen. 


§ 23. Schlichtungsausſchuß. 


Entſtehen aus dem gegenwärtigen Tarifvertrag oder aus den zu ſeiner Ausführung 
erlaſſenen Arbeitsordnungen, Beſtimmungen und Vorſchriften Streitigkeiten, deren Bei⸗ 
legung durch Verhandlung zwiſchen der Beſchäftigungsbehörde und dem Arbeiterausſchuß 
nicht möglich iſt, ſo entſcheidet der Schlichtungsausſchuß, der nach den geſetzlichen Be⸗ 


ſtimmungen ſachlich und örtlich zuſtändig iſt. 


§ 24. Fortbeſtehen beſſerer Arbeitsbedingungen. 
Soweit gegenwärtig beſſere allgemeine Arbeitsbedingungen beſtehen, werden ſie durch 


dieſen Vertrag nicht berührt. Auf Neueingeſtellte findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


’ Der Übertritt von einer Beſchäftigungsbehörde zur anderen gilt als Neueinſtellung 
im Sinne des erſten Abſatzes. 
§ 25. Nebenbeſchäftigung. 


Den nicht im Stundenlohne beſchäftigten Lohnempfängern ſind Nebenbeſchäftigungen 
gegen Entgelt nur mit Zuſtimmung der Beſchäftigungsbehörde geſtattet, die im Benehmen 
init dem Arbeiterausſchuß erteilt wird. Wiederholter Verſtoß hiergegen gilt als wichtiger 
Grund zur ſofortigen Kündigung: 


§ 26. Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen. 
Während der Geltungsdauer dieſes Vertrags dürfen Arbeitseinſtellungen und Aus⸗ 
ſperrungen vor Erledigung des Schlichtungsverfahrens nicht ſtattfinden. 


8 27. Gültigkeitsdauer. 


Vorſtehender Vertrag tritt am Tage der Unterzeichnung in Kraft und gilt bis zum 
31. März 1921. . 
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8 28. Verlängerung der Gültigkeitsdauer. 
Der Vertrag verlängert ſich ſtillſchweigend jedesmal um 1 Jahr, wenn er nicht 


3 Monate vor feinem Ablauf gekündigt wird. Im Falle der Kündigung ſind die Vertrags⸗ 
teile verpflichtet, ſofort die Vorarbeiten für einen neuen Tarifvertrag aufzunehmen. 


Berlin, den 7. November 1919. 


Für die Reichsregierung. Für die Preußiſche Staatsregierung. 
Erzberger Dr. Südekum 
Reichsfinanzminiſter. Miniſter der Finanzen. 

Für den Verband der Gemeinde⸗ und Für den deutſchen Transportarbeiter⸗ 
Staatsarbeiter. Verband. 
R. Heckmann. O. Schumann. 
Für den Verband der Gärtner und Gärtnereiarbeiter. 
Joſef Buſch. 


Anlage B. 
Lohntarif für die im Arbeitsverhältnis ſtehenden Lohnempfünger bei den Reichs- 


ja 


DD 


SE 


Lohntarifs aufrechterhalten. Auf Neueingeſtellte findet nur der vorſtehend vereinbarte 


und Ptaatsbehörden in Groß-Berlin. 
(Ergänzungsabkommen zum Manteltarifvertrag.) 
Lohnſätze. 
A. Männliche Arbeitskräfte: 
Steigerungsſätze: 
Grundlohn“) nach 1 Jahr nach 2 Jahren nach 3 Jahren 
. b M I 


7 


Gelernte (Handwerker) 


N für den Arbeitstag 18,— 18,50 19,— 19,50 
Angelernte = 1 17,— 17,50 18.— 18,50 
Ungelernte 5 16,— 16,50 17,- 17,50 
Jugendliche 14— 15 Jahren 5, 

1516 5 6,— 

5 16—17 1 8.— 

. IT 18 0 
, B. Weibliche Arbeitskräfte: 
Gelernte für den Arbeitstag 11,— 11,50 12, — 12,50 
Ungelernte 5 10,— 10,50 11,— 11,50 
Jugendliche 14—15 Jahren 5,.— 

. 15—16 „ 6.— 

g [ze © 7 

. 17 28 8 


Reinigungsfrauen, die nur ſtundenweiſe beſchäftigt werden, erhalten 1,40 % für die Stunde. 


Ergänzungsbeſtimmungen. 
1. Beſtehende beſſere Lohnbedingungen. 
Soweit gegenwärtig beſſere Lohnbedingungen beſtehen, bleiben ſie für die Dauer des 


Lohntarif Anwendung. 


2. Geltungsdauer des Lohntarifs 


Die Beſtimmungen des Lohntarifs treten mit Wirkung vom 1. September 1919 in 


Kraft und gelten bis zum 31. März 1920. 


3. Kündigung des Lohntarifs. 
Vorſtehender Lohntarif nebſt Ergänzungsbeſtimmungen läuft ſtillſchweigend jedesmal 


um 6 Monate weiter, wenn er nicht einen Monat vor Ablauf gekündigt wird. Im Falle 
der Kündigung ſind beide Vertragsteile verpflichtet, ſofort die Vorarbeiten für einen neuen 
Lohntarif aufzunehmen. 


) Neben den Lohnſätzen und Lohnzuſchlägen werden Teuerungszulagen nicht gewährt. 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Verkehr mit Tabak. 


Laut Entſcheidung des Herrn Reichswirtſchaftsminiſters bleibt die Beſchlagnahme der 
Tabakernte 1919 auf Grund Gutachtens des aus allen Wirtſchaftskreiſen zuſammengeſetzten 
Wirtſchaftsrats unter Beibehaltung der Rahmenpreiſe von 325 M bis 450 M per 50 kg 
zuzüglich der feſtgeſetzten Prämie von 20 % beſtehen. Wir bitten deshalb, umgehend für 
Ablieferung an die Bezugsberechtigten Sorge tragen zu wollen. 

Eine Verweigerung der Ablieferung würde die Enteignung nach § 4 und die un⸗ 
berechtigte Veräußerung oder Verarbeitung die ſtrafrechtliche Verfolgung durch die Staats⸗ 


anwaltſchaft nach § 14 der Verordnung vom 10. Oktober 1916 (RGBl. S. 1145) zur 


Folge haben. 


Den Regierungspräſidenten uſw. mitgeteilt durch Erlaß des Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 26. Februar 1920. 
IIb 1459. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 
Elbſchiffer. 
Abänderung der Vorſchriften über die Zulaſſung (Patentierung) als Elbſchiffer. 


Die zur Ausführung der Beſtimmungen in § 12 der Elbſchiffahrts⸗Additionalakte vom 5 


13. April 1844 (Geſetzſamml. S. 461) über die Zulaſſung (Patentierung) der Elbſchiffer 
erlaſſenen Vorſchriften vom 27. Dezember 1890 werden, wie folgt, abgeändert: 
Sr: 
8 12 der Vorſchriften vom 27. Dezember 1890 erhält folgende Faſſung: 

Die Gebühren betragen für jede Schifferprüfung und für jede Ergänzungs⸗ 
prüfung zehn Mark und müſſen vor Beginn der Prüfung an den Vorſitzenden 
der Prüfungskommiſſion eingezahlt werden. 

82. 
Vorſtehende Beſtimmungen treten am 1. April 1920 in Kraft. 
Berlin, den 21. Februar 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. f 
III 2173. v. Meyeren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 24. Februar 1920. 


Mit Rückſicht auf die allgemeinen Teuerungsverhältniſſe genehmige ich auf Antrag 
der Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle des Deutſchen Azetylenvereins nach entſprechender, durch 
Vermittlung des Herrn Reichswirtſchaftsminiſters zwiſchen den einzelnen Ländern des Reichs 
getroffener Vereinbarung, daß die auf Grund des Geſetzes vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) 
von mir genehmigte „Gebührenordnung für die Unterſuchungs⸗ und Prüfſtelle“ zu der 
zwiſchen den Bundesregierungen vereinbarten Azetylenverordnung ($ 31 und Anlage B der 
Azetylenverordnung) wie folgt geändert wird: 8 

„Die unter Abſatz 1 Ziffer 1 der Anlage B (Gebührenordnung für die Unterſuchungs⸗ 
und Prüfftelle) Pur Azetylenverordnung aufgeführte Gebühr wird um 150%, die unter 


den weiteren Ziffern 2—5 a. a. O. genannten Gebühren werden um 250 % erhöht. Die 
Erhöhungen treten rückwirkend mit dem 1. April 1919 in Kraft unter Zugrundelegung des 
Tages, an dem die Prüfſtelle das Gutachten erſtattet hat. Sofern jedoch der Prüfungs⸗ 
antrag bereits vor dem 1. März 1919 der Prüfſtelle vorgelegen hat, gelten ſtets die 
bisherigen Sätze“. 

Unter Beziehung auf meinen Erlaß vom 1. April 1913 (HM Bl. S. 251) erſuche ich, 
die Polizeiverordnung unter Veröffentlichung in den Amtsblättern entſprechend abzuändern. 
Von den die Abänderung enthaltenden Amtsblättern erſuche ich mir je ein Exemplar 
einzureichen. 

Im Auftrage. 
III 1576. f von Meyeren. 


An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


2. Reichsverſicherungsordnung.“ 
II. Buch. (Krankenverſicherung.) 

Verſicherungspflicht der in der Landwirtſchaft der Eltern beſchäftigten Söhne. 
Reichsarbeitsminiſterium. Berlin NW. 6, den 10. Jannar 1920. 

Zur Frage der Krankenverſicherung der in den landwirtſchaftlichen Betrieben ihrer 
Eltern beſchäftigten Söhne hat ſich das Reichsverſicherungsamt in einem mir neuerdings 
erſtatteten Berichte wie folgt geäußert: 

„Wie das Reichsverſicherungsamt in der Eutſcheidung 2405 (Amtliche Nachrichten 
des RWA. 1917 S. 649) ausgeſprochen hat, find die Grundſätze, welche die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsverſicherungsamts über die Verſicherungspflicht von Perſonen, die 
bei Verwandten beſchäftigt werden, in der Invalidenverſicherung aufgeſtellt hat, auch auf 


dem Gebiete der Krankenverſicherung anzuwenden, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften des 


2. oder 4. Buchs der Reichsverſicherungsordnung auf Unterſcheidungen hinweiſen. Jene 
Grundſätze ſind in der Anleitung des Reichsverſicherungsamts über den Kreis der nach 
der Reichsverſicherungsordnung gegen Krankheit und gegen Invalidität verſicherten 
Perſonen (Amtliche Nachrichten des RV. 1912 S. 721 zu Ziffer 236) zuſammen⸗ 
geſtellt. Danach hängt die Verſicherungspflicht der genannten Perſonen von den Um⸗ 
ſtänden des einzelnen Falles ab. Insbeſondere kommt es darauf an, ob die Arbeit und 
der angebliche Lohn zueinander in dem Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung 
ſtehen, oder ob nicht vielmehr nur ein familienhaftes Gemeinſchaftsleben, eine unver⸗ 
bindliche Hilfeleiſtung unter wirtſchaftlich und ſozial Gleichgeſtellten aus ſittlichen oder 
Anſtandsrückſichten und eine auf der Unterhaltspflicht beruhende Darreichung der Lebens⸗ 
notdurft vorliegt. Dabei iſt unter anderem erheblich, ob der angebliche Arbeitnehmer 
eine verwertbare Arbeitskraft beſitzt, ob er Lohnarbeiten bei Fremden ausgeführt 
hat, insbeſondere etwa zu den Berufsarbeitern zählt, ob der angebliche Dienſtherr 
einer gelohnten Hilfskraft bedurfte, auch ſonſt eine ſolche zu halten pflegte, ob eine beſtimmte 
Vergütung vereinbart iſt und regelmäßig gewährt wird, ob ſie den Leiſtungen angemeſſen 
iſt, ob nicht nur nach Befinden und Belieben, ſondern mit einer gewiſſen Ständigkeit be⸗ 
ſtimmte Arbeiten verrichtet worden ſind uſw. An der Hand dieſer Geſichtspunkte hat das 
Reichsverſicherungsamt die Verſicherungspflicht von Söhnen oder Töchtern, die bei ihren 
Eltern beſchäftigt waren, vielfach bejaht, mitunter dagegen verneint (zu vergleichen einerſeits 
die Entſcheidungen 1204 und 1502 ſowie die Reviſionsentſcheidung 1512 und die Entſcheidung 
1572, Amtliche Nachrichten des RVA. 1905 S. 435, 1910 ©. 558 und 647, 1911 S. 519; 
anderſeits die Entſcheidung 1538 zu Nr. 4 ſowie die Entſcheidungen 1573 und 1756 a. a. O., 
1911 S. 401 und 519, 1913 S. 678). Die Verneinung der Verſicherungspflicht wurde häufig 
auf die Erwägung geſtützt, daß nach den deutſchen Anſchauungen über das Familienleben 
Eltern und Kinder auf Grund des Familienbandes einander wirtſchaftliche Unterſtützung leiſten, 
nicht aber in einem auf Leiſtung und Gegenleiſtung beruhenden Lohndienſtverhältnis zu⸗ 
einander ſtehen, wie es im freien Verkehr auf dem allgemeinen Arbeitsmarkte durch Verträge 
begründet zu werden pflegt (zu vergleichen die Eutſcheidung 1756). Auf Grund ähnlicher 
Geſichtspunkte hatte das Reichsverſicherungsamt früher die Verſicherungspflicht von Schweſtern 
katholiſcher Pfarrer, die bei dieſen beſchäftigt waren, regelmäßig verneint (zu vergleichen 
die Entſcheidung 1923, Amtliche Nachrichten des RVA. 1914 S. 774 1d die dort au⸗ 
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geführten Entſcheidungen). Neuerdings hat es jedoch bei Prüfung dieſer Frage aus den 
in der Entſcheidung 1923 dargelegten Gründen ethiſche gegenüber wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten zurücktreten laſſen. Es liegt vorbehaltlich der Prüfung im Einzelfalle nahe, in Fällen 
der vorliegenden Art entſprechend zu verfahren. Alsdann würde die Verſicherungspflicht 
erwachſener Söhne, die in der Landwirtſchaft der Eltern beſchäftigt werden, im allgemeinen 
zu bejahen ſein, wenn ſie ihre Arbeitskraft, durch deren anderweite Verwertung ſie ſich 
ihren Lebensunterhalt ſonſt verſchaffen. könnten, für einen Arbeitspoſten zur Verfügung 
ſtellen, den die Eltern ſonſt anderweit beſetzen müßten, ferner die Eltern ihnen hierfür 
eine Vergütung gewähren, die nach Lage der Umſtände als Gegenleiſtung anzuſehen iſt, 
und endlich der Sohn auf Grund dieſer wirtſchaftlichen Beziehungen an die Anweiſungen 
der Eltern gebunden iſt (zu vergleichen die Entſcheidung 1572).“ 

Es darf anheimgeſtellt werden, den Oberverſicherungsämtern und Verſicherungs⸗ 
ämtern von dieſen Ausführungen Kenntnis zu geben, um nach Möglichkeit widerſprechende 
Entſcheidungen dieſer Behörden zu verhüten. b 3 


Im Auftrage. 
11. 174. (Unterſchrift.) 


An die Regierungen der Länder, für Preußen: das Miniſterium für Volkswohlfahrt. 


v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Ausbildung von Gewerbelehrerinnen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 23. Februar 1920 


Zu dem im April d. Is. im Peſtalozzi⸗Fröbelhaus IT und im Lette⸗Verein hier be⸗ 
ginnenden zweiten Lehrgang zur Ausbildung von Gewerbelehrerinnen für den Unterricht 
an Fortbildungsſchulen für Mädchen (Erlaß vom 10. Januar 1920, HMBl. S. 29) ſollen: 

1. Wiſſenſchaftliche und Volksſchullehrérinnen und 

2. Techniſche Lehrerinnen A 
mit mehrjähriger Lehrpraxis unter erleichterten Bedingungen zugelaſſen werden. Näheres 
ergibt ſich aus der Anlage. 

Bewerberinnen haben ihre Anmeldungen unter Benutzung der Anlage 
bis zum 15. März d. 38. unmittelbar an das Landes gewerbeamt zu richten. 

Abdrucke der Anlage können die Bewerberinnen von der Regiſtratur des Landes⸗ 
gewerbeamts beziehen. 

Ich erſuche Sie, den Erlaß durch das dortige Regierungs⸗Amtsblatt und durch andere 
geeignete Blätter, ſoweit dies ohne Koſten geſchehen kann, bekanntzugeben und insbe⸗ 
ſondere die in Ihrem Bezirke vorhandenen Gewerbelehrerinnen⸗Seminare und die Ihnen 
unterſtehenden techniſchen Lehrerinnen⸗Seminare auf ihn hinzuweiſen. Auch ſind die Stadt⸗ 
verwaltungen nochmals darauf apfmerkſam zu machen, daß ihnen durch den Lehrgang die 
Gelegenheit gegeben wird, techniſche und wiſſenſchaftliche Lehrerinnen ausbilden zu laſſen, 
die im Fortbildungsſchuldienſte ſchon jetzt beſchäftigt find oder für ihn in Frage kommen. 
Hierbei iſt auch zu berückſichtigen, daß durch den zu erwartenden Rückgang der Beſuchs⸗ 
ziffern der Volksſchulen demnächſt Lehrkräfte frei werden. 


Im Auftrage. 


IV 1837. Dr. von Seefeld. 


‘ 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg. 


Anlage 
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Anlage. 


Lehrgang 


zur 


* 


Ausbildung von Gewerbelehrerinnen an Mädchenfortbildungsſchulen. 


J. Zugelaſſen werden in beſchräukter Zahl: 

1. Wiſſenſchaftliche und Volksſchullehrerinnen und 
2. Techniſche Lehrerinnen. 

Vorausſetzung für die Zulaſſung iſt in beiden Fällen, daß die Bewerberinnen eine 
mehrjährige, in der Regel mindeſtens dreijährige Lehrpraxis beſitzen und ſich auf dem 
Gebiete der Jugendpflege betätigt haben. Die unter 1 angeführten Lehrerinnen müſſen 
außerdem den Nachweis erbringen, daß ſie ſich Keuntniſſe im Kochen und in den Haus- 
und Handarbeiten angeeignet haben. Zum Nachweiſe dieſer Kenntniſſe kann ihnen unter 
Umſtänden eine Aufnahmeprüfung auferlegt werden. 6 

II. Die Ausbildung, die Anfang April d. Is. beginnt, umfaßt ein Jahr und erfolgt im: 

a) Peſtalozzi⸗Fröbelhaus II in Berlin, 
b) Lette⸗Verein in Berlin. 5 ' 
Schulgeld wird für diesmal nicht erhoben. 
Bemerkung: 

Die Anſtalt, an die die Überweiſung bevorzugt wird, iſt zu unterſtreichen, jedoch kann die Gewähr dafür, 
daß die Überweiſung an die gewählte Anſtalt erfolgt, nicht übernommen werden. 
III. Die Ausbildung muß durch eine halbjährige praktiſche Tätigkeit, über die noch } 
Beſtimmungen ergehen, ergänzt werden. Sie kann abſchnittweiſe in den Ferien abgeleiſtet 


werden. 
Bemerkung: 


Die bereits abgeleiſtete, von der Vorſteherin eines Gewerbelehrerinnenſeminars überwachte Tätigkeit 
kommt in Anrechnung. 0 

IV. Nach Erfüllung der Bedingungen unter Il und III wird die Lehrbetätigung als 
Gewerbelehrerin erteilt. 


* 

Anmeldung einzureichen bis zum 15. März d. Is. 
Vor unnd Zune „, e e EL ae 
Wohne ee ee ed serie ER 5 Fb Se Er 


Gebürkstag und Geburtsort r 
Stand des Vaters „% ee N ee NEE FRE 


Schulbildung. ae „ 

- 8 Name des Seminars Tag der Prüfung ] 
Ausbildung als wiſſenſchaftliche oder 2 

Volbsſchullehrerin : % ‚‚ çFꝓf́Pßf n a BE FR En BE © 1 

Ausbildung als Handarbeitslehreri ns „ 

. „ -Salıstvictihaftslchreugn 4. Aut Dee 2% Is 
Lehrtätigkeit N e ern 
Prakziſche Tätigen „ „„ Dr BER e 1 


Tätigkeit in der Jugendpflege Ba, ELDER. o 


Als Anlage werden beigefügt: 
1. Kurzer Lebenslauf, 
2. Schulabgangszeugnis, 
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3. Zeugnis über die Prüfung als wiſſenſchaftliche oder Volksſchullehrerin, 
4. - - _ - - SHandarbeitzlehrerin, 
j 5 - 3 = - Hauswirtjchaftslehrerin, 
6. - « lehramtliche, praktische und jugendpflegeriſche Tätigkeit. 
(2 bis 6 in beglaubigter Abſchrift.) 


An das Landesgewerbeamt, Berlin Wo. 


2. Fachſchulen. 
Studienausflüge an Fachſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W 9, den 21. Februar 1920. 

In Abänderung der Erlaſſe vom 8. Mai 1903 (HMBl. S. 199) und vom 26. Fe⸗ 
bruar 1913 (HMBl. S. 128) beſtimme ich, daß mit Wirkung vom 1. September v. Is. ab 
die Entſchädigungen für die Verpflegungskoſten der Lehrer und Lehrerinnen an den Fach⸗ 
ſchulen meiner Verwaltung zur Deckung der ihnen bei Lernausflügen entſtehenden Aus⸗ 
lagen von täglich 9 „ auf 12 . und die Entſchädigungen gleicher Art der Meiſter und 
Meiſterinnen von täglich 5 % auf 10 „ erhöht werden. Für jede Übernachtung können 
den Lehrern und Lehrerinnen, Meiſtern und Meiſterinnen bis zu 100% Zulage zu den 
bisherigen Vergütungsſätzen bewilligt werden. Im übrigen bleiben die ſonſtigen Beſtimmungen 
der vorgenannten Erlaſſe durch die Neuregelung der Entſchädigungen unverändert. 

Die in den Schulkaſſenanſchlägen für die Ausflüge zur Verfügung ſtehenden Mittel 
können infolge der Neuregelung nicht verſtärkt werden. Die höheren Beträge zur Deckung 
der Auslagen bei den Ausflügen müſſen daher dadurch gewonnen werden, daß die Zahl 
und Dauer der Ausflüge nach Möglichkeit eingeſchränkt werden. 

Ich erſuche, die Direktionen und Vorſtände der in Frage kommenden Fachſchulen von 
Vorſtehendem in Kenntnis zu ſetzen. 

Im Auftrage. 
IV 8228/19. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Zuſammenſetzung der Kuratorien der Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W9, den 27. Februar 1920. 


Von Lehrern und ehemaligen Schülern der Fachſchulen meiner Verwaltung iſt bei mir 
angeregt worden, ihnen in den Kuratorien der Anſtalten Sitz und Stimme einzuräumen. 
Ich habe hiergegen keine Bedenken, da die Gewinnung tüchtiger Mitarbeiter aus Kreiſen, 
die dem Arbeitsgebiete der Schule naheſtehen und bereit ſind, mit ihren Kenntniſſen und 
Erfahrungen die Entwicklung der Schulen zu fördern, der Schulverwaltung nur erwünſcht 
ſein kann. Ich erkläre mich daher damit einverſtanden, daß der Anregung da, wo das 
Kuratorium noch nicht entſprechend zuſammengeſetzt iſt, Folge gegeben und die Zahl der 
Kuratoriumsmitglieder nötigenfalls erhöht wird. Letzteres wird ſich insbeſondere da emp⸗ 
fehlen, wo es vermieden werden muß, vorhandene Mitglieder auszuſcheiden, um neu⸗ 
aufzunehmenden Platz zu machen. 

Was die Beteiligung der Lehrerſchaft anlangt, ſo kommt für jede Fachſchule — auch 
für die, an denen verſchiedene Gruppen von Lehrern beſchäftigt werden —, nur die Auf⸗ 
nahme eines Lehrers in das Kuratorium in Frage. Dagegen wird zur Wahrnehmung der 
Intereſſen ſowohl der beamteten, wie der nichtbeamteten, praktiſch tätigen ehemaligen Fach⸗ 
ſchüler je ein Vertreter dieſer beiden Gruppen Sitz und Stimme im Kuratorium haben 
müſſen. Sie werden, da ſelbſtändige Unternehmer — nicht ſelten auch ſolche, die eine 
Fachſchule durchgemacht haben — ſchon jetzt Kuratoriumsmitglieder ſein werden, aus den 
Kreiſen der Angeſtellten zu wählen ſein und ohne Vermehrung der Zahl der Mitglieder 
durch geeignete Auswahl der von den Gemeinden zu entſendenden oder vom Staate zu 
ernennenden Mitglieder in die Kuratorien aufgenommen werden können. Sollte es gleich⸗ 
wohl einer Vermehrung der Zahl der Kuratoriumsmitglieder zur Ermöglichung der Auf 
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nahme ehemaliger Fachſchüler bedürfen, fo müßten hierfür beſondere zwingende Gründe 
geltend gemacht werden können. 

In allen Fällen, in denen die Zuſammenſetzung der Kuratorien vertraglich feſtgelegt 
iſt, wie u. a. bei den ſtaatlichen Baugewerk- und Maſchinenbauſchulen, iſt mir zwecks Ein⸗ 
holung meiner Genehmigung zu berichten, wenn behufs Durchführung der nach Vor— 
ſtehendem zu treffenden Maßnahmen die Anderung einer Vertragsbeſtimmung für erforderlich 
gehalten wird. 

Sie wollen die in Betracht kommenden Gemeinden hiervon in Kenntnis ſetzen und 
ſie, ſoweit erforderlich, zu einer entſprechenden Ausgeſtaltung der Fachſchulkuratorien 
veranlaſſen. 

Im Auftrage. 
IV 1082. Dr. von Seefeld. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Die Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, uicht ſtatt.) ’ 
Handbuch des neuen Arbeitsrechts. Das Betriebsrätegeſetz nebſt Wahlordnung, 
die Gelege und Verordnungen über Tarifverträge, Schlichtungsausſchüſſe uſw. Mit Er⸗ 
läuterungen und Wörterverzeichnis, herausgegeben von Dr. jur. Wilhelm Schlüter, Ober- 
bergrat. Fünfte Auflage. Dortmund 1920. Verlag Hermann Bellmann, Dortmund. 


Die Amtliche Ausgabe der Jahresberichte der Preußiſchen Regierungs- 
und Gewerberäte und Bergbehörden für 1919 wird im April d. Is. in der Reichs— 
druckerei fertiggeſtellt werden. Für ihren Bezug iſt folgendes zu bemerken: 

Wegen der Papierknappheit werden nur ſoviel Abdrucke hergeſtellt werden, wie bis 
zur Drucklegung beſtellt ſind. Die Beſtellungen nimmt die Direktion der Reichsdruckerei, 
hier SW. 68, Oranienſtr. 91, bis zum 31. März d. Is. entgegen. Der genaue Preis des 
Werkes kann erſt feſtgeſetzt werden, wenn deſſen Umfang feſtſteht. Er wird, ſobald dies 
der Fall iſt, bekannt gemacht werden. Wenn das Werk, wie zu erwarten iſt, ungefähr 
56 Bogen umfaßt, wird der Preis für einen broſchierten Abdruck etwa 26 /, und für 
einen in ganz Leinen gebundenen Abdruck etwa 30 % betragen. Die Koſten für Ver⸗ 
packung und Abſendung trägt die Reichsdruckerei. Die Portokoſten der Sendungen müſſen 
die Beſteller tragen. Bei der Beſtellung iſt anzugeben, ob broſchierte oder gebundene Ab⸗ 
drucke des Werkes gewünſcht werden. Die Koſten werden bei der Überſendung von der 
Reichsdruckerei durch Nachnahnie erhoben werden. 

Die Jahresberichte bringen diesmal in erſter Linie eine Darſtellung der Tätigkeit der 


Gewerbeaufſichtsbeamten bei der wirtſchaftlichen Demobilmachung, insbeſondere bei der 


Durchführung der Beſtimmungen über die Einſtellung, Entlaffung und Entlohnung gewerb⸗ 
licher Arbeiter, über den Achtſtundenarbeitstag, über Tarifverträge, Arbeiterausſchüſſe und 
über Fachausſchüſſe für das Bäckerei⸗ und Konditoreigewerbe. Ferner werden eingehender be⸗ 
handelt werden die Wiederherſtellung des Zuſtandes der Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, 
Maſchinen und Gerätſchaften, der vor dem Kriege beſtand, aber während deſſen Dauer 
vernachläſſigt worden war, die Schaffung ausreichender Arbeiterwohmmgen und die Unter⸗ 
bringung der Kriegsbeſchädigten. 
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